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Ausschuss für Inneres und Sport 
(12. - öffentliche - Sitzung am 5. April 2018) 

Beratungsthemen: 

1. Beschlussfassung über einen Antrag auf Unterrichtung durch die Landesregierung 

Der Ausschuss beschloss einstimmig, dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 

Unterrichtung zur Evaluation des Nds. Sportfördergesetzes zu entsprechen und bat die 

Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung. 

  

2. a) Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des niedersächsischen Datenschutzrechts 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/548 

 

 b) Landesregierung darf nicht die Chance auf einen besseren Datenschutz verspielen! 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/352 

 

 Der Ausschuss erörterte den Gesetzentwurf der Landesregierung unter a) und den 

Änderungsvorschlag der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU hierzu (Vorlage 1). 

Zum weiteren Verfahren kam er überein, am 27. April 2018 eine mündliche Anhörung zu dem 

Gesetzentwurf unter a), dem Änderungsvorschlag in Vorlage 1 und dem Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen unter b) durchzuführen. Als Anzuhörende wurden die 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens sowie die 

Landesbeauftragte für den Datenschutz benannt. Ferner sollen schriftliche Stellungnahmen 

eingeholt werden. Hierfür sind die Anzuhörenden bis zum 12. April 2018 zu benennen. 

Für die abschließende Beratung wurde der 7. Mai 2018 in Aussicht genommen, um das Mai-

Plenum zu erreichen. 

  

3. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/420 

 

Der Ausschuss führte zu dem Gesetzentwurf eine Anhörung durch. Angehört wurden: 

 

- Landesfeuerwehrverband Niedersachsen e. V. 

- Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen 

- ver.di-Landesbezirk Niedersachsen-Bremen - Fachgruppe Feuerwehr 

- Niedersächsische Jugendfeuerwehr e. V. 

- Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit 

Behinderungen im Niedersächsischen Landeswahlgesetz (NLWG) und im 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/29 

 

Der Ausschuss führte zu dem Gesetzentwurf eine Anhörung durch. Angehört wurden: 

 

- Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens 

- Ulrike Sachs, Nds. Landeswahlleiterin 

- Lebenshilfe Landesverband Niedersachsen e. V. 

- LAG der Freien Wohlfahrtspflege in Niedersachsen e. V. 

- SoVD-Landesverband Niedersachsen e. V. 

- Bundesverband der Berufsbetreuer/innen e. V. - Landesgruppe Niedersachsen 

- Betreuungsgerichtstag e. V. 

- Forum Artikel 30 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00548.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00352.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00420.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00029.pdf
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Außerhalb der Tagesordnung: 

  

Empfehlungen der Enquetekommission „Verrat an der Freiheit - Machenschaften der Stasi 

in Niedersachsen aufarbeiten“ umsetzen 

Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der CDU, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 

Fraktion der FDP - Drs. 18/354 

 

Der Ausschuss war in der 9. Sitzung am 8. März 2018 übereingekommen, eine mündliche 

Anhörung zu dem Antrag durchzuführen. 

Die Fraktionen benannten die Anzuhörenden. Als Termin für die Anhörung wurde der 24. Mai 

2018 in Aussicht genommen. Die Sitzung soll gegebenenfalls bereits um 9.30 Uhr beginnen. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00001-00500/18-00354.pdf

